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Communiqué von DIGNITAS – Menschenwürdig leben – Menschenwürdig sterben 

_____________________________________________________________________________ 

 

Merkwürdiger Vorstoss und Wissenslücke in Bern: Die Rechtskommission des 

Ständerats will regeln, was längst geregelt ist – die gesetzlichen Rahmenbedin-

gungen im Bereich des assistierten Suizids  

Am 26. Juni 2025 wurde die Motion 25.3944 eingereicht, die den Bundesrat beauftragt, 

eine Rahmenregulierung im Bereich des assistierten Suizids vorzulegen. Es solle zum 

Beispiel umschrieben werden, unter welchen Voraussetzungen «eine sterbewillige Per-

son beim Suizid unterstützt und begleitet werden darf». Als wären diese nicht schon 

längst bekannt und hinreichend geregelt. 

Falschbehauptung zum Einstieg – In der Begründung schreibt die Rechtskommission des 

Ständerates: «Die Schweiz hat ein liberales Modell der Sterbehilferegulierung. Art. 115 StGB 

verbietet den assistierten Suizid dann – und nur dann –, wenn er aus selbstsüchtigen Beweg-

gründen durchgeführt wird. Neben Art. 115 StGB existieren keine weiteren gesetzlichen Re-

geln.» 

Das ist falsch. 

Zusätzlich zu Artikel 115 Strafgesetzbuch setzt ein Rahmen aus mehreren Gesetzesartikeln, 

nebst Gerichtsentscheiden, einen klaren Rahmen für die Suizidassistenz. Insbesondere ist Ar-

tikel 16 Zivilgesetzbuch zu nennen, welche die Urteilsfähigkeit als positive Vermutung fest-

hält: Wird einer Person beim Suizid assistiert, die urteilsunfähig ist, greifen die weiteren Straf-

rechtsartikel 111 bis 114, insbesondere letzterer, welche die Tötung auf Verlangen (Aktive 

Sterbehilfe) unter Strafe stellt. 

Weiter unterschlägt die Motion die Regelung, dass eine Suizidassistenz als «aussergewöhnli-

cher Todesfall» umgehend der Polizei zu melden ist, wonach aufgrund Artikel 253 Strafpro-

zessordnung eine Untersuchung durchgeführt wird, geleitet von der Staatsanwaltschaft, unter 

dem Beizug von Polizei und Amtsarzt. 

Falsche Begrifflichkeit und eine Beleidigung 

Dass die Rechtskommission des Ständerates in juristischen Fachfragen nicht sattelfest 

scheint, ist bedenklich. Daneben fällt ihr Unwissen durch die Verwendung falscher Begriffe 

auf: In der Sache geht es nicht um eine «Sterbehilferegulierung», sondern um Suizidassistenz. 

Der Begriff «Sterbehilfe» ist einerseits ein Sammelbegriff für verschiedene – sowohl legale 

als auch strafbare – Formen von Unterstützung bei einem von einer betroffenen Person 
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gewünschten vorzeitigen Beendigen ihres eigenen Leidens und Lebens. Anderseits bedeutet 

es «Euthanasie» (sic!)1. So werden Praktiken der grausamen braunen Zeit benannt. Damit hat 

die 40-jährige Schweizer Praxis der professionellen Suizidassistenz rein gar nichts zu tun. 

Indem die Kommission solche Praktiken insinuiert, zeigt sie nicht nur ihre Unsicherheit in 

der Materie, sondern beleidigt Ärztinnen und Ärzte sowie Personen mit ihren Familien und 

Freunden, die im Rahmen der geltenden Rechtsordnung mit etablierten Fachorganisationen 

professionell begleitet, selbst gewählt und bestimmt ihr Leiden beenden. 

Weitere Falschbehauptungen 

Die Kommission schreibt weiter, bezüglich der Entwicklung der Zahl an Suizidassistenzen 

lägen «keine genauen Zahlen» vor.  

Das ist falsch.  

Erstens publiziert das Bundesamt für Statistik seit vielen Jahren Zahlen2 und hat vor längerer 

Zeit auch eine sehr informative Broschüre mit Diagnosen, Altersstruktur und mehr veröffent-

licht3. Zweitens wird jede Suizidassistenz der Staatsanwaltschaft gemeldet, so dass dadurch 

die Zahl sehr wohl eruierbar ist. 

Was das in diesem Zusammenhang auch von der Gegnerschaft der Selbstbestimmung oft kol-

portierte stetige Wachstum der Anzahl assistierter Suizide anbelangt, muss auf folgende 

Punkte hingewiesen werden: Dass zunehmend Menschen die Möglichkeit und ihr Recht auf 

Selbstbestimmung (auch) am Lebensende nutzen und dafür professionelle Unterstützung von 

Ärztinnen und Ärzten sowie Fachorganisationen wie der beiden Exit-Vereine beanspruchen, 

ist bei sachlicher Betrachtung nachvollziehbar und mitnichten ein Grund zur Besorgnis. Die 

Kommission ignoriert den Gesamtkontext, wie beispielsweise Zunahme der Gesamtbevölke-

rung, Veränderung der Alterspyramide (Stichwort «Überalterung» und Alterung der Baby-

boomer-Generation), steigende Lebenserwartung, Übertherapie am Lebensende (auch) auf-

grund möglicher finanzieller Interessen der Medizinindustrie, auf die Prof. Gian-Domenico 

Borasio seit langem hinweist4, historischer Hintergrund der freiheitlichen Haltung bezüglich 

Assistenz bei einem Suizid in Politik und Bevölkerung und Entwicklung der persönlichen 

Haltung bezüglich Selbstbestimmung und Wahlfreiheit durch den Generationenwandel. Hin-

zuzufügen ist, dass bei der grössten Schweizer Suizidassistenz-Organisation Exit (Deutsche 

Schweiz) bei steigender Mitgliederzahl die Anzahl Freitodbegleitungen 2024 stabil blieb5. 

Wider besseres Wissen und unter Einfluss tendenziöser Lobbyisten? 

Zum Schluss des Motionstext behauptet die Kommission, es gehe «lediglich darum, rechtli-

che Klarheit herzustellen und die Rechte und Interessen aller Beteiligten zu wahren». Dass 

 
1 https://www.duden.de/rechtschreibung/Sterbehilfe  
2 Z.B.: https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/gesundheit/gesundheitszustand/psychische.assetdetail.34027727.html; 

https://www.bfs.admin.ch/asset/de/3902305; Eine Auswertung: http://www.dignitas.ch/images/stories/pdf/statistik-suizid-ftb-be-

voelkerung-lebenserwartung-ch-d.pdf  
3 https://www.bfs.admin.ch/asset/de/3902305  
4 Vgl. z.B. seine Abschiedsvorlegung an der Universität Lausanne, Zitat: «Das Gesundheitssystem leidet an einer hohen Prävalenz 

von falschen finanziellen Anreizen, insbesondere am Lebensende». 
5 EXIT-Mitgliederzahl auch 2024 deutlich gestiegen | EXIT - Deutsche Schweiz 

https://www.duden.de/rechtschreibung/Sterbehilfe
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/gesundheit/gesundheitszustand/psychische.assetdetail.34027727.html
https://www.bfs.admin.ch/asset/de/3902305
http://www.dignitas.ch/images/stories/pdf/statistik-suizid-ftb-bevoelkerung-lebenserwartung-ch-d.pdf
http://www.dignitas.ch/images/stories/pdf/statistik-suizid-ftb-bevoelkerung-lebenserwartung-ch-d.pdf
https://www.bfs.admin.ch/asset/de/3902305
https://www.exit.ch/artikel/exit-mitgliederzahl-auch-2024-deutlich-gestiegen
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diese rechtliche Klarheit bereits besteht, von Fachjuristen bestätigt6, scheint die Kommission 

nicht zu wissen oder schlicht zu ignorieren. Welche Rechte und Interessen Beteiligter gemeint 

sein sollen, wird ebenfalls nicht erläutert. Womöglich liegt es daran, dass Partikularinteressen 

gemeint sind. Denn der Motion gingen Veranstaltungen voraus, die gezielt tendenziöse, lü-

ckenhafte und unwissenschaftliche «Informationen» nach Bundesbern trugen, auch unter 

Ausschluss der Öffentlichkeit. So geschehen am 4. März 2025 in Bern bei der von den «Aka-

demien der Wissenschaften Schweiz» durchgeführten Veranstaltung «Science et Politique à 

table»7. 

Wahlfreiheit, Selbstbestimmung und Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger sind 

klerikal und bevormundend eingestellten Kräften ein Dorn im Auge. Man kann sich nicht des 

Eindrucks erwehren, dass die Rechtskommission des Ständerates diesen Lobbyisten auf den 

Leim gekrochen ist. Das ist höchst bedenklich. 

Was Bundesbern wirklich tun sollte – Die Forderung des Vereins DIGNITAS –  

Menschenwürdig leben – Menschenwürdig sterben 

Die Freiheit, eine professionelle Suizidassistenz beanspruchen zu können, entspricht seit Jah-

ren einem Bedürfnis der Mehrheit der Bevölkerung8. Staatliche Bevormundung lehnt sie ab. 

Die beiden Exit-Vereine zählen zusammen über 200’000 Mitglieder. Diese Vereine entstan-

den nur deshalb, weil Politik und Funktionäre bei der FMH und weiteren die Bedürfnisse der 

Bürgerinnen und Bürger nicht ernst nehmen wollten. Jede Ärztin und jeder Arzt mit Zulas-

sung in der Schweiz kann im Rahmen der bestehenden Rechtsordnung einen Wunsch nach 

Suizidassistenz prüfen, gutheissen oder ablehnen, und die Assistenz auch selbst durchführen. 

Doch paternalistisch-klerikale Kreise versuchen seit Jahren, diese Freiheit und Verantwortung 

von Ärztinnen und Ärzten massiv einzuschränken. Positive Erkenntnisse aus der Enttabuisie-

rung des assistierten Suizids in der Praxis werden gezielt unerwähnt gelassen, z.B. die Stär-

kung des Vertrauensverhältnisses zwischen Arzt und Patient, die Zunahme der Bedeutung der 

Palliative Care sowie die Verringerung der einsamen, hochriskanten harten Suizide, wie sie 

in einer Untersuchung am Universitätsspital Lausanne erkannt wurden9. 

Es ist an der Zeit, dass Bundesbern sich einsetzt für einen ganzheitlichen Ansatz zur Aufklä-

rung und Stärkung der Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger betreffend Lebensqua-

lität bis zuletzt. Und dies sowohl in der Schweiz als auch international, letztes gerechtfertigt 

durch die humanistische Tradition unseres Landes. Die Neue Zürcher Zeitung NZZ schrieb 

am 17. Juli 2024 diesbezüglich treffend: «Dass ein Phänomen wie ‹going to Switzerland›, 

also der Sterbetourismus, überhaupt existiert, ist ein fundamentales Politikversagen der Län-

der mit restriktiven Gesetzen. Sie lassen ihre Bürger in einer verzweifelten Situation im 

Stich.»  

 
6 https://www.exit.ch/fileadmin/user_upload/aktuelles/veranstaltungen/tagung-altersfreitod/Tagung__Zukunft_Freitodbeglei-

tung_Schweiz_/Memorandum_Gesetzl_Regelung_V_final_16.09.2024.pdf  
7 http://www.dignitas.ch/images/stories/pdf/analyse-einordnung-suizidhilfegegner-lobbyieren-in-bundesbern.pdf  
8 Z.B.: https://www.nzz.ch/klares_signal_nach_bern-ld.583669  
9 https://journals.plos.org/plosone/article/figure/image?size=large&id=10.1371/journal.pone.0274597.g001 / https://jour-

nals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0274597  

https://www.exit.ch/fileadmin/user_upload/aktuelles/veranstaltungen/tagung-altersfreitod/Tagung__Zukunft_Freitodbegleitung_Schweiz_/Memorandum_Gesetzl_Regelung_V_final_16.09.2024.pdf
https://www.exit.ch/fileadmin/user_upload/aktuelles/veranstaltungen/tagung-altersfreitod/Tagung__Zukunft_Freitodbegleitung_Schweiz_/Memorandum_Gesetzl_Regelung_V_final_16.09.2024.pdf
http://www.dignitas.ch/images/stories/pdf/analyse-einordnung-suizidhilfegegner-lobbyieren-in-bundesbern.pdf
https://www.nzz.ch/klares_signal_nach_bern-ld.583669
https://journals.plos.org/plosone/article/figure/image?size=large&id=10.1371/journal.pone.0274597.g001
https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0274597
https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0274597
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Die Schweiz täte gut daran, darauf hinzuwirken, dass Länder, in denen keine so vernünftige 

Rechtsordnung bezüglich Suizidassistenz besteht wie in der Schweiz, ihre Rechtsordnung in 

Übereinstimmung bringen mit dem, was das Schweizer Bundesgericht bereits 2006 festge-

halten hat: «Zum Selbstbestimmungsrecht im Sinne von Art. 8 Ziff. 1 EMRK gehört auch das 

Recht, über Art und Zeitpunkt der Beendigung des eigenen Lebens zu entscheiden».  

 

-oOo- 

 

 

 E-Mail: info@dignitas.ch        Web: www.dignitas.ch  

Facebook: dignitas.ch  Twitter / X: dignitas_org 
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HINTERGRUND:  

DIGNITAS – Menschenwürdig leben – Menschenwürdig sterben entstand im Mai 1998 mit dem Ziel, das bewährte 

Schweizer Modell von Wahlfreiheit, Selbstbestimmung und Selbstverantwortung im Leben und am Lebensende durch 

internationale juristische und politische Tätigkeit auch Personen im Ausland zugänglich zu machen.  

Das Beratungskonzept von DIGNITAS zu Palliativversorgung, Suizidversuchsprävention, Patientenverfügung und Freitod-

begleitung bietet Entscheidungsgrundlagen zur Gestaltung des Lebens bis zum Lebensende.  

Mittels eines Gerichtsverfahrens errang DIGNITAS 2011 ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, in 

dem das Recht eines Menschen, über Art und Zeitpunkt seines Lebensendes zu bestimmen, als ein von der Europäischen 

Menschenrechtskonvention geschütztes Menschenrecht bestätigt wurde.  

DIGNITAS hat sich an diversen weiteren Rechtsfällen in Europa und in Kanada beteiligt, sowie Regierungskommissionen 

in Deutschland, England, Australien, Kanada, usw. Stellungnahmen eingereicht sowie deren Vertreter empfangen, wenn 

Gesetze zum Schutz von Patientenautonomie und Menschenwürde geplant wurden.  

Gründer des gemeinnützigen Vereins ist der auf Menschenrechte spezialisierte Rechtsanwalt Ludwig A. Minelli. Die 

Vereinsleitung wird durch ein Team von 37 Teilzeit-Mitarbeitenden und mehreren externen Fachpersonen aus den Berei-

chen Medizin, Recht, Informatik und Treuhand unterstützt. 

mailto:info@dignitas.ch
http://www.dignitas.ch/
http://www.facebook.com/dignitas.ch
https://twitter.com/dignitas_org
http://www.dignitas.ch/index.php?option=com_mad4joomla&jid=24&Itemid=160&lang=de

